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Vorwort 

Die Bedeutung des Sports für das Gemeinwesen, seine Wirkung als gesell-
schaftlicher Integrationsfaktor und sein nationales Identifikations- und Reprä-
sentationspotential, sind unbestritten. Unübersehbar sind auch die in den letz-
ten Jahren immer enger gewordenen Verknüpfungen des Sports mit den Me-
dien und der Wirtschaft. 

Die vielbeachteten Fälle des belgiseben Fußballspielers Jean Mare Bosman 
und der deutschen Sprinterin Katrin Krabbe stellen nur die spektakulärsten 
Beispiele für eine Entwicklung dar, die vielfach abwertend als "Verrechtli-
chung des Sports" bezeichnet wird, die aber letztlich nur Ausdruck der Tatsa-
che ist, daß im Sport die Rechte und Pflichten der Beteiligten untereinander 
ebenso differenziert gegeneinander abzugrenzen sind wie in anderen gesell-
schaftlichen Bereichen. Sportbezogene Sachverhalte sind deshalb mittlerweile 
zum Schauplatz umfassender arbeitsrechtlicher, wettbewerbsrechtlicher oder 
strafrechtlicher Diskurse geworden. Durch die große Öffentlichkeit, die der 
Sport tagtäglich durch seine Verbreitung in den Medien genießt, werden die 
Rechtsprobleme des Sports darüber hinaus zu einer in der Gesellschaft sehr 
präsenten Materie. Trotz seiner Weite und Unbestimmtheit hat sich für diesen 
Bereich der etwas unglückliche Begriff "Sportrecht" allgemein durchgesetzt. 

Bei der Bewältigung der unterschiedlichen juristischen Aufgabenstellungen, 
die sich im Zusammenhang mit dem Sport ergeben, nehmen auch die Grund-
rechte des Grundgesetzes ihren festen Platz ein. Dabei geht es vorrangig nicht 
um die staatsgerichtete Abwehrfunktion der Grundrechtsbestimmungen, son-
dern in erster Linie um die mit dem Wandel des Grundrechtsverständnisses 
verbundenen erweiterten Grundrechtsfunktionen, welche für die am Sportge-
schehen beteiligten Personen und Organisationen Bedeutung entfalten. Die 
Grundrechte müssen vor allem bei der Behandlung von Konflikten im Bereich 
der Sportorganisationen maßgeblich berücksichtigt werden. 

Einerseits eröffnen die Grundrechte den Sportorganisationen Handlungs-
spielräume, indem sie ihnen die Möglichkeit geben, eine autonome, an eigenen 
Maßstäben ausgerichtete verbindliche Wertordnung zu schaffen und ihnen er-
lauben, diese Wertordnung intern durchzusetzen. 

Andererseits statten die Grundrechte diejenigen, die dieser Ordnung unter-
worfen sind, mit Rechtspositionen aus, welche die Machtentfaltung der 
Organisationsträger nicht selten einzudämmen vermögen. Der interne Umgang 
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der Sportverbände mit der Dopingproblematik oder die Regelung der Teilnah-
me an bestimmten Verbandseinrichtungen sind nur zwei Bereiche, in denen die 
Grundrechte einen wesentlichen Beitrag zur Kontrolle der Rechtmäßigkeit von 
Entscheidungsvorgängen innerhalb von Sportverbänden beitragen können. 
Flankiert wird diese Kontrolle durch die grundrechtlich bedingte Aufstellung 
interner Strukturerfordernisse, denen sich vor dem Hintergrund der jahrzehnte-
langen Verbändediskussion zumindest auch die großen Sportorganisationen 
ausgesetzt sehen müssen. 

Für das Verhältnis des Sports zum Staat sind die Grundrechtsbestimmungen 
dennoch keineswegs bedeutungslos. Diese Feststellung gilt insbesondere für die 
aus den Grundrechten abgeleiteten Schutzpflichten des Staates. Die Verwirkli-
chung staatlicher Schutzpflichten kann angesichts der schwerwiegenden Do-
pingproblematik, welche von den Sportorganisationen trotz vieler Bemühungen 
allein ganz offenbar nicht mehr zu bewältigen ist, Ausgangspunkt für ein ge-
setzgeberisches Einschreiten sein. Die sachgerechte Verteilung öffentlicher 
Sportfordermittel wiederum erfordert Vergabekriterien, die auch einer Über-
prüfung vor dem Hintergrund grundrechtlicher Teilhabeansprüche standzuhal-
ten haben. Darüber hinaus wird die Forderung nach der bereits angesprochenen 
Übertragung bestimmter staatlicher Strukturmerkmale auf Sportverbände im-
mer verbreiteter. 

Schließlich macht auch die Europäisierung des Grundrechtsschutzes vor 
dem Sport nicht Halt. Der EuGH hat im Rahmen der Bosman-Entscheidung 
aus dem Jahr 1995 die uneingeschränkte Anwendbarkeit der im Gemein-
schaftsrecht enthaltenen Freizügigkeitsgarantien auf den Sport festgestellt und 
damit nationalen wie internationalen Sportorganisationen Probleme bereitet, 
die diese bislang nur teilweise bewältigen konnten. 

Die vorliegende Arbeit, welche im Sommersemester 1997 vom Fachbereich 
Rechtswissenschaft I der Universität Harnburg als Dissertation angenommen 
wurde, stellt eine systematische Zusammenstellung der verschiedenen grund-
rechtlichen Bezüge dar, die in den unterschiedlichen Bereichen des Sports Be-
deutung entfalten. Sie ist daher einerseits eine Standortbestimmung auf dem 
sich ständig mit neuen Aspekten bereichemden Gebiet des "Sportrechts", soll 
aber andererseits auch Beiträge zur Lösung einiger beispielhaft hervorgehobe-
ner Problemfelder liefern. 

Bedanken möchte ich mich auf diesem Wege bei Herrn Prof. Dr. Dr. h. c. 
Jngo von Münch für die interessierte und anregende Betreuung der Arbeit. Dies 
gilt besonders auch fiir Herrn Prof. Dr. Dr. h. c. Ernst-Joachim Mestmäcker, 
dessen zügige Erstellung des Zweitgutachtens die ungewöhnlich rasche Ab-
wicklung meiner Promotion ermöglichte. 
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Allen weiteren, die einen Beitrag zum Gelingen dieser Arbeit geleistet ha-
ben, sei ebenfalls herzlich gedankt. Hervorheben möchte ich noch die Mitarbeit 
von Jan Peter Nüsken, dessen freundschaftliche Unterstützung einen festen Be-
standteil am Erfolg dieser Arbeit ausmacht. 

Hamburg, im März 1998 Mario Krogmann 
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A. Einleitung 

Die Stellung des Sportwesens in Gesellschaft und Staat steht in auffalligem 
Kontrast zu seiner geringen Berücksichtigung im Rahmen gesetzlicher Rege-
lungen. 1 Eine Grundrechtsbestimmung, welche die sportliche Betätigung aus-
drücklich unter ihren Schutz stellt, existiert im Grundgesetz nicht und auch in 
keiner der übrigen Verfassungsbestimmungen wird der Sport erwähnt. Anders 
ist die Situation in den Verfassungen der Bundesländer. Teilweise existieren 
dort in Form von Staatszielen Bestimmungen, die sich vor allem fiir die För-
derung des Sports aussprechen.2 Die Aufnahme einer Staatszielbestimmung in 
das Grundgesetz ist in absehbarer Zeit nicht zu erwarten.3 Dennoch besitzt der 
Sport und die mit ihm zusammenhängenden staatlichen und gesellschaftlichen 
Aktivitäten wie die Gründung von Sportvereinen, die Sportberichterstattung 
der Medien oder die Sportförderung, auch eine nicht zu verkennende verfas-
sungsrechtliche Relevanz.4 Die vielfaltigen Zusammenhänge zwischen sportli-
cher Betätigung und den Grundrechten des Grundgesetzes sollen im Folgenden 
systematisch verdeutlicht werden. Vorab hierzu wird kurz auf die Stellung des 
Sports in der Gesamtrechtsordnung und die einzelnen Grundrechtsfunktionen 
eingegangen. 

I. Zur Stellung des Sports in der deutschen Verfassung 

Sport und Staat stehen in einem ambivalenten Verhältnis zueinander. Auf 
der einen Seite kann sich der Staatangesichts der in eine "öffentliche Dimen-
sion"5 angewachsenen Bedeutung des Sports gegenüber dessen Interessen nicht 
unbeteiligt zeigen. Mit hohem Aufwand beschäftigen sich daher staatliche 

1 Vgl. die Zusanunenstellung im Achten Sportbericht der BReg, BT-Drs. 11/8459, 
Abschn. A., Kap. 4. 1. 2. a. E. 

2 Vgl. ausfuhrlieh hierzu Steiner, SpuRt 1994, 2 ff.; ders. FS f. Stern, S. 515 ff.; 
dieAufuahme solcher Staatsziele wird auch für die übrigen Verfassungen diskutiert, 
vgl. dazu noch Stern, FS f. Thieme, 269 ff. 

3 Vgl. Steiner, SpuRt 1994, 2, mit dem Hinweis auf die inzwischen 
abgeschlosseneArbeit der Gemeinsamen Veifassungskommission zur Refonn des 
Grundgesetzes (Art. 5 des Einigungsvertrages). 

4 Dazu aus dem neueren Schrifttum: Htiberle, FS f. Thieme, 25 ff; Stern, 
FS f.Thieme, 269 ff.; Steiner, BayVbl. 1995,417 ff.; ders., FS f. Stern, S. 509 ff. 

5 Stern, FS f. Thieme, S. 276. 
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Stellen mit den vielfältigen Fragen, die der Sport aufwirft; er ist zum "selbst-
verständlichen Gegenstand staatlicher Planung, Organisation und Mitfinanzie-
rung im Bereich der Kommune, des Landes und auch des Bundes geworden";6 

der Sport bzw. seine Förderung wird insoweit regelmäßig als "öffentliche Auf-
gabe" oder auch als "Staatsaufgabe"' bezeichnet. Andererseits unterliegt die 
Organisation und Durchführung des Sportwesens in erster Linie der gesell-
schaftlichen Selbstverwaltung und ist dem Staat im Wesentlichen vorenthalten. 

Der Grund hierfiir findet sich in der hierzulande wohl vorherrschenden, 
"den Sportgedanken schlechthin prägenden Grundvorstellung vom unpoliti-
schen Wesen des Sports".8 Zu seiner Instrumentalisierung für politische Zwek-
ke, wie sie aus totalitären Staaten bekannt ist und unter dem Regime der Natio-
nalsozialisten im Dritten Reich sowie während der SED-Herrschaft in der DDR 
auch in Deutschland stattgefunden hat, soll es im Geltungsbereich des Grund-
gesetzes nicht kommen. Es wird heute gerade die "Ausgrenzung und Abschir-
mung gegenüber staatlicher Indienstnahme"9 als charakteristisches Merkmal 
des deutschen Sportwesens hervorgehoben. Im Selbstverständnis der Bundesre-
gierung stehen sich Staat und Sport in einem Verhältnis "partnerschaftlicher 
Zusammenarbeit"10 gegenüber. Sieht man von den Bereichen Schul-, 
Hochschul-, Anstalts- oder Militärsport ab, wird dieses auch am Fehlen eines 
staatlichen Sportangebots deutlich. 

Gegenüber dem gesellschaftlich nach eigenen Vorstellungen organisierten 
Sportwesen tritt der Staat vorrangig als Förderer auf. Bund, Länder und Ge-
meinden tragen durch regelmäßige - vor allem finanzielle - Zuwendungen we-
sentlich dazu bei, daß die materiellen Rahmenbedingungen für die 
Sportausübung geschaffen werden können. Dabei wird jedoch von Seiten des 
Staates stets betont, daß hinsichtlich der Sportförderung das "Subsidiaritäts-
prinzip" gelte, so daß staatliche Hilfe nur insoweit gewährt werde, als die 
Mittel des Sports selbst für die Durchführung der eigenen Aufgaben nicht 
ausreichten. 11 Keine Einigkeit besteht hinsichtlich der Frage, ob diese Rollen-

6 Kirchhof, Sport illld Umwelt als Gegenstand des Verfassilllgsrechts und der 
Verfassilllgspolitik, S. 42; Fn.ccius, Medienrechtliche Probleme der Sportbericht-
erstattilllg, S. 12.; Weisemann/Spieker, S. 190 ff. 

7 Stern, Gnmdrechte der Sportler, S. 142; Häberle, FS f. Thieme, S. 47; 
Tettinger,Rechtsprobleme der Subventionienmg des Sports, S. 37. 

8 Stern, Gflllldrechte der Sportler, S. 143. 
9 Burmeister, Sport als Aufgabe kommunaler Selbstverwaltilllg ?, S. 39. 
10 Achter Sportbericht der BReg, BT-Drs. 1118459, Abschn. A, Kap. 4. 2. 3.; 

Scholz/Aulehner, SpuRt 1996, 44. 
11 Vgl. Achter Sportbericht der BReg, BT-Drs. 11/8459, Abschn. A, Kap. 4. 2. 2.; vgl. 
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verteilungzwischen Staat und Gesellschaft in bezugauf den Sport in irgendei-
ner Weise verfassungsrechtlich vorgegeben ist oder ob sie allein auf dem Kon-
sens zwischen den Beteiligten beruht. Vor allem Steiner hat mehrfach die Auf-
fassung betont, daß die bestehende Aufgabenverteilung zwischen Staat und 
Sport von politischen Prinzipien bestimmt sei, denen ein eigentlich verfas-
sungsrechtlicher Gehalt nicht innewohne, und welche darum jederzeit widerru-
fen werden könne. 12 Sollte der Staat von diesen Prinzipien abgehen, ließe sich 
ihre Beachtung deshalb auch nicht auf dem Wege einer (verfassungs-) gericht-
lichen Kontrolle durchsetzen. In erster Linie sei die zurückhaltende Rolle des 
Staates vielmehr von elementaren tatsächlichen Gegebenheiten erzwungen. 
Wie es bei der Erfüllung öffentlich bedeutsamer Aufgaben nicht selten zu be-
obachten sei, könne der Staat auch den in Vereinen und Verbänden organisier-
ten Sport "schon mangels eines personell-ehrenamtlichen Substrats nicht 
gleichwertig. ersetzen" .13 Zur gegenwärtigen Situation existiere darum schon 
faktisch keine Alternative. Darüber hinaus seien nur die nationalen Sportver-
bände satzungsmäßig in der Lage, den internationalen Sportverbänden vollmit-
gliedschaftlieh beizutreten und am internationalen Sportverkehr teilzuneh-
men.14 

Nach der Ansicht von Burmeister liegt dem Verhältnis von Sport und Staat 
in der Bundesrepublik mehr zugrunde als nur ein politisches Bekenntnis. Sei-
ner Auffassung nach komme ihm "die Bedeutung eines werthaften bzw. wert-
fundierten Grundprinzips"15 zu, welches die Freiheitlichkeil der staatlichen 
Ordnung unter dem Grundgesetz verdeutliche und unmittelbar vom Rechts-
staatsprinzip gestützt werde, in dem die Beschränkung des Hoheitsverbandes 
auf öffentliche Aufgabenwahrnehmung ihre Grundlage habe. Das Verhältnis 
von Staat und Sport ist fiir Burmeister verfassungsrechtlich urunittelbar in den 
Gegensatz von Staat und Gesellschaft eingebunden, welcher im Rechtsstaat als 
Strukturprinzip unüberwindlich verankert sei. Der Sport gehört seiner 

hierzu ausführlich: Kar/ Schmidt, Voraussetzungen und Formen staatlicher Sport-
förderung, S. 17 ff.; Tettinger, Rechtsprobleme der Subventionierung des Sports, S. 33 
ff.; Steiner, SpuRt 1994, 2 ff ; vgl. auch Stern, FS f. Thieme, S. 271. Stern bezeichnet 
die staatliche Sportförderung nur dann als "verfassungsrechtlich unbedenklich", "wenn 
sportrelevante Probleme mit gesellschaftlichen" ( ... ) ,,Mitteln nicht mehr zu lösen 
sind". 

12 Steiner, BayVbl. 1995, 419; ders., Sport und Medien aus verfassungsrechtlicher 
Sicht,S. 53 ("Interessengemeinschaft"). 

13 Steiner, DÖV 1983, 176. 
14 Steiner, DÖV 1983, 176; ders. NJW 1991, 2730; vgl. auch: Tettinger, Rechtspro-

bleme der Subventionierung des Sports, S. 38. 
15 Burmeister, Sport als Aufgabe kommunaler Selbstverwaltung?, S. 39. 


